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  Vorwort





  Das hier vorliegende Buch entstand aus einer im Februar 2014 eingereichten Magister-/Zulassungsarbeit des Autors. An einigen Stellen ergänzt und etwas aufpoliert, mit seitdem veröffentlichter neuer Literatur erweitert und mit Hinweisen der Korrektoren der Arbeit verbessert, gibt es doch größtenteils die damalige Magisterarbeit wieder.




   




  Diese verstand sich als eine Synthese des vorliegenden Literatur- und Quellenmaterials zur österreichischen (außenpolitischen) Geschichte von 1933 bis 1936 und mochte doch vor allem der Frage nachgehen, was die entscheidenden Bedingungsfaktoren im Zustandekommen des Juliabkommens von 1936 waren, das einen so bedeutenden Schritt zum sogenannten „Anschluss“ des März 1938 darstellte. Die Arbeit folgt einer eher klassischen diplomatiegeschichtlichen Ausrichtung und hofft den Ansprüchen ihrer Leser zu genügen, indem sie neben den Hauptakteuren Deutschland, Österreich und Italien auch den weiteren europäischen Kontext der zu behandelnden Jahre berücksichtigt und an geeigneten Stellen die Rückwirkungen von innen- und außenpolitischer Agenda der österreichischen Regierung debattiert.




   




  Bedanken möchte sich der Autor bei Prof. Dr. Wolfgang Altgeld, der sich als betreuender Professor als große Hilfe bei der Abfertigung dieser Arbeit erwies und stets mit Rat und Tat zur Seite stand. Weiterhin gilt ein großer Dank der Familie des Autors, die ihn stets unterstützte.




   




  1. Einleitung





  „Als glückliche Bestimmung gilt es mir heute, daß das Schicksal mir zum Geburtsort gerade Braunau am Inn zuwies. Liegt doch dieses Städtchen an der Grenze jener zwei deutschen Staaten, deren Wiedervereinigung mindestens uns Jüngeren als eine mit allen Mitteln durchzuführende Lebensaufgabe erscheint!




  Deutschösterreich muß wieder zurück zum großen deutschen Mutterlande, und zwar nicht aus Gründen irgendwelcher wirtschaftlichen Erwägungen heraus. Nein, nein: Auch wenn diese Vereinigung, wirtschaftlich gedacht, gleichgültig, ja selbst wenn sie schädlich wäre, sie müßte dennoch stattfinden. Gleiches Blut gehört in ein gemeinsames Reich. Das deutsche Volk besitzt solange kein moralisches Recht zu kolonialpolitischer Tätigkeit, solange es nicht einmal seine eigenen Söhne in einem gemeinsamen Staat zu fassen vermag.“1  




  So äußert sich Adolf Hitler, ab Januar 1933 deutscher Reichskanzler, auf der allerersten Seite seiner 1925 erschienenen Propagandaschrift Mein Kampf zum Thema Österreich. Der „Anschluss“2 war also ein zentrales Thema in Hitlers Gedankenwelt, in dessen politischer Konzeption und wie sich zeigen wird, auch in der politischen Realität des Dritten Reiches. Und auch vor 1933 spielte er eine wichtige Rolle in der politischen Diskussion Österreich und Deutschland – ihres Zeichens Verlierermächte des Großen Krieges von 1914 bis 1918. 




  1.1 Vorgeschichte der Anschlussidee 1919-1933





  Die Eingliederung Österreichs in das Deutsche Reich wurde beiden Staaten von den Siegermächten des Ersten Weltkrieges in den Pariser Friedensverträgen untersagt. Artikel 88 des Staatsvertrages von Saint-Germain legte fest, dass Österreich seine Unabhängigkeit nur mit der Zustimmung des Völkerbundes aufgeben durfte:  




  „Die Unabhängigkeit Österreichs ist unabänderlich, es sei denn, daß der Rat des Völkerbundes einer Abänderung zustimmt. Daher übernimmt Österreich die Verpflichtung, sich, außer mit Zustimmung des gedachten Rates, jeder Handlung zu enthalten, die mittelbar oder unmittelbar oder auf irgendwelchem Wege, namentlich – bis zu seiner Zulassung als Mitglied des Völkerbundes – im Wege der Teilnahme an den Angelegenheiten einer anderen Macht seine Unabhängigkeit gefährden könnte.“3  




  Artikel 80 des Vertrages von Versailles zwang auch Deutschland zur Achtung der österreichischen Unabhängigkeit:  




  „Deutschland erkennt die Unabhängigkeit Österreichs innerhalb der durch Vertrag zwischen diesem Staate und den alliierten und assoziierten Hauptmächten festzusetzenden Grenzen an und verpflichtet sich, sie unbedingt zu achten; es erkennt an, daß diese Unabhängigkeit unabänderlich ist, es sei denn, daß der Rat des Völkerbunds einer Abänderung zustimmt.“4  




  Dieses ‚Selbständigkeitsgebot‘, wie man es besser ausdrücken würde, wurde in der Folgezeit in Deutschland, aber noch mehr in Österreich, als ‚Anschlussverbot‘ gedeutet. Die Zustimmung des Völkerbundrates zur Vereinigung beider Staaten schien auf unabsehbare Zeit utopisch, da die europäischen Mächte in der Angliederung Österreichs eine Stärkung der Macht und der Stellung Deutschlands gesehen hätten, die zu verhindern vor allem für Frankreichs Außenpolitik oberstes Ziel war. Die Genfer Protokolle von 1922 erneuerten das Selbständigkeitsgebot, indem die Regierungen Frankreichs, Großbritanniens, Italiens, der Tschechoslowakei und Österreichs es zur Voraussetzung für die Gewährung einer wichtigen Anleihe an Österreich machten. Die Protokolle gaben eine internationale Garantie der Souveränität des Alpenstaats; Österreich verpflichtete sich, selbständig zu bleiben.5 Das Genfer Protokoll führte auch dazu, dass die 1931 verkündeten Zollunionspläne zwischen Deutschland und Österreich, die in den Augen vieler europäischer Staaten eine Hegemonie Deutschlands über Südosteuropa eingeleitet hätten, vom Internationalen Gerichtshof am 5. September 1931 abgelehnt wurden.6 Schon zwei Tage vorher erreichte Frankreich durch seine Finanzdiplomatie einen Verzicht Österreichs auf die Zollunion. Im Protokoll von Lausanne vom Juli 1932, bei dem Belgien, Großbritannien, Frankreich und Italien für einen Kredit an Österreich bürgten, bekräftigte Österreich erneut seinen Verzicht auf die Zollunion und auf den Anschluss an Deutschland, indem die Verbindlichkeiten des Genfer Protokolls von 1922 erneuert wurden. Dieser Anschlussverzicht sollte bis 1952 gelten, denn bis dahin hätte der Kredit, der mit den Lausanner Protokollen verbunden war, zurückgezahlt werden müssen.7  




  Engelbert Dollfuß, der am 10. Mai 1932 zum Bundeskanzler Österreichs ernannt worden war, wurde wegen der Annahme des Lausanner Protokolls in Österreich stark kritisiert. Denn seit der Gründung der Alpenrepublik 1918 bildete das Anschlussstreben in der österreichischen Politik einen breiten Konsens, der von den Kommunisten über die Sozialdemokraten bis zum Landbund und den Christsozialen getragen wurde. Abgelehnt wurde er nur von monarchistischen Kreisen und Teilen der katholischen Kirche, die sich gegen eine Angliederung an das protestantisch dominierte Deutschland aussprachen.8 Die Sehnsucht nach dem Anschluss hing mit der Furcht vor der Lebensunfähigkeit des neu geschaffenen Staates zusammen, auf Seiten der Sozialdemokratie aber auch mit der Hoffnung, in einem Großdeutschland mehr Rückhalt zu finden als in weiten Teilen des ländlich-konservativen Österreichs. So sah Otto Bauer in der Angliederung an Deutschland den „Anschluss an den Sozialismus“9 . In konservativen Kreisen sah man im Zusammenschluss beider Staaten die Chance, das sozialdemokratisch dominierte Wien zu entmachten und dem Wiener Zentralismus zu entkommen.10  




  Im „Gesetz vom 12. November 1918 über die Staats- und Regierungsform von Deutschösterreich“ hieß es in Artikel zwei noch: „Deutschösterreich ist Bestandteil der Deutschen Republik.“11 Am 12. März 1919 erfolgte eine erneute Anschlusserklärung des Parlaments.12 Doch die Annahme des Vertrages von Saint-Germain brachte das Ende der Hoffnungen auf einen Zusammenschluss beider Staaten, aus Deutschösterreich wurde im Oktober 1919 die Republik Österreich. Der Wunsch nach dem „Anschluss“ blieb innerhalb der österreichischen Politik jedoch erhalten. Es waren nun vor allem einzelne Bundesländer Österreichs, die sich für die Angliederung an Deutschland aussprachen.13 Erst die Machtübernahme der Nationalsozialisten im Nachbarland ließ österreichische Sozialdemokraten wie Christsoziale davon Abstand nehmen – einen Anschluss an Hitlers Drittes Reich lehnten sie beide ab. 




  
1.2 Quellenlage und Forschungsstand





  Der Arbeit zugrunde liegen die editierten außenpolitischen Dokumente aller fünf hauptsächlich behandelten Staaten: Die Documents on British Foreign Policy14 für Großbritannien, die Documents Diplomatiques Français15 für Frankreich, die Documenti Diplomatici Italiani16 für Italien und für Deutschland die Akten zur Auswärtigen Deutschen Politik17 . Im Falle Österreichs lag dem Autor der zum Zeitpunkt der ersten Abfertigung dieser Arbeit noch unveröffentlichte 10. Band der Außenpolitische Dokumente der Republik Österreich 1918-1938 vor, der vom 10. August 1934 bis zum 24. Juli 1936 reicht und der im Jahr 2014 veröffentlicht wurde.18 Band 9 jener Reihe, der die Zeit von Februar 1933 bis August 1934 abdeckt, erschien nun ebenfalls im Jahr 2014 – dem Autor lag er leider noch nicht vor. Für diese Zeit greift die Arbeit vermehrt auf anderes Quellenmaterial zurück, so zum Beispiel auf die Protokolle des Ministerrats der Ersten Republik19 , die Protokolle des Klubvorstands der Christlichsozialen Partei20 oder den Quellenband Mussolini-Dollfuß. Geheimer Briefwechsel, in dem die zentralen Dokumente der österreichisch-italienischen Begegnungen der Dollfuß-Zeit abgedruckt sind.21 Ebenfalls als Quellen berücksichtigt wurden im Rahmen des Themas die veröffentlichten Werke der politischen Hauptakteure. Dies waren bei Hitler beide Bücher von Mein Kampf und das als Fortsetzung gedachte Werk, das heute unter dem Namen Hitlers zweites Buch bekannt ist, welches jedoch nicht zu Zeiten des Dritten Reiches veröffentlicht wurde.22 Weiterhin wurden ausgewählte Reden Hitlers herangezogen, die entweder zur Darstellung seiner außenpolitischen Konzeption dienen können, oder in seiner Zeit als Reichskanzler ab Januar 1933 entstanden sind, sofern diese für das internationale politische Geschehen wichtig waren. Für Italien stellen neben den DDI die Opera Omnia23 Mussolinis eine wichtige Quelle zur Rekonstruktion der damaligen Ereignisse dar. Außerdem liegt mit dem politischen Journal von Pompeo Aloisi, Leiter des Büros des Außenministeriums von 1932 bis 1936 und italienischer Chefdiplomat mit „direktem Draht“ zu Mussolini, ein ausgezeichnetes Dokument zur Außenpolitik Italiens in französischer Übersetzung vor.24 Auf Seiten Österreichs ragen vor allem die Memoiren Ernst Rüdiger Starhembergs, des Bundesführers der faschistischen Heimwehren und der Vaterländischen Front und Vizekanzlers unter Dollfuß und Kurt von Schuschnigg, heraus.25 Auch wenn die Dokumente wie alle Memoiren-Literatur mit Vorsicht zu behandeln sind, sind sie an den meisten Stellen glaubhaft und von großem Wert, da Starhemberg lange Zeit als verlängerter Arm Mussolinis in der österreichischen Politik galt. Ebenso wichtig sind die Schriften und Memoiren Kurt von Schuschniggs, Nachfolger von Dollfuß als Bundeskanzler Österreichs.26 Auch diese sind natürlich einseitig gefärbt und müssen mit besonderer Vorsicht behandelt werden. Weiterhin wurden die Schriften von anderen Akteuren stellenweise herangezogen, wo diese einen wichtigen Schluss über das jeweilige Thema zulassen, so zum Beispiel die Tagebücher Joseph Goebbels27 und Alfred Rosenbergs28 bei der Behandlung der Hitler’schen Österreichpolitik oder die Aufzeichnungen anderer Chefdiplomaten auf der europäischen Bühne, wie die des französischen Botschafters in Berlin, André François-Poncet, der von 1931 bis 1938 dort wirkte.29  




  Weite Teile und Aspekte des hier ausgeführten Themas sind von der Forschung bereits behandelt worden. Zum größten Teil wird in der Arbeit an den jeweiligen Stellen selbst auf grundlegende und weiterführende Literatur hingewiesen, vereinzelt – und wo dem Gegenstand dieser Arbeit zuträglich – die Perzeption eine Problematik in der Forschung diskutiert. Deshalb sollen hier nur einige Werke beschrieben werden, die für die Entstehung der Arbeit grundlegend waren. Für die Erforschung des deutsch-italienischen Verhältnisses und die Annäherung der beiden Diktatoren bahnbrechend war die 1972 von Jens Petersen veröffentlichte Arbeit „Hitler-Mussolini. Die Entstehung der Achse Berlin Rom 1933-1936“30 . Petersen beschrieb darin aktengestützt das wechselhafte Verhältnis zwischen Hitler und Mussolini und fügte dieses in den europäischen Kontext ein. In diesem Zusammenhang ist auch die Frage nach Österreich eine zentrale, doch kann und muss die Schrift Petersens durch den anderweitig gelegten Fokus an einigen Stellen noch ergänzt werden. Ebenfalls grundlegend sind die Arbeiten des ungarischen Historikers Lajos Kerekes, der in den 1960ern in verschiedenen Werken die internationalen Beziehungen zwischen Italien, Österreich, Ungarn und Deutschland erforschte.31 Bei der Behandlung des deutsch-österreichischen Gegensatzes und der Geschichte der österreichischen Nationalsozialisten sind die Arbeiten von Norbert Schausberger32 , Dieter Binder33 und Gottfried-Karl Kindermann34 die am meisten beachteten. Zwar sind alle reich an Informationen und im Falle Kindermanns auch an weiterführendem Material, doch bemerkt man vor allem bei Kindermann eine Überzeichnung des Bildes Dollfuß’ als „Abwehrkämpfer“, die dessen umstrittene Rolle in der damaligen Zeit positiv überhöht. Allgemein weisen die österreichischen Arbeiten eine gewisse politische Voreingenommenheit auf. Einen Gegensatz zu Kindermanns konservativen Ansichten bilden so die innerhalb des letzten Jahrzehnts entstandenen Schriften Karl Bauers35 , welcher der Diskussion um die Rolle Dollfuß’, aber auch der um die Verantwortlichkeit hinter dem Juliputsch, neue Impulse geben konnte. Die Arbeiten Hanns Haas’36 und Karl Haas’37 zur Internationalisierung der österreichischen Frage in den 1930er Jahren und Karl Stuhlpfarrers38 zur Außenpolitik der Regierungen Dollfuß und Schuschnigg sind wichtige Schriften zur Einordnung der österreichischen Außenpolitik in den europäischen Kontext. Ebenfalls zu erwähnen sind in diesem Zusammenhang die Werke von Ludwig Jedlicka, die sich neben der österreichischen Außenpolitik allgemein vor allem den italienisch-österreichischen Beziehungen der Zwischenkriegszeit widmen.39 Einen wichtigen Beitrag zum Zustandekommen des Juliabkommens lieferte Franz Müller in seiner Monographie über das Wirken Franz von Papens als Sonderbevollmächtigter Hitlers in Wien, die detailreich die Schwierigkeiten um die Verhandlungen des Abkommens schildert.40 Gabriele Volsanksys „Pakt auf Zeit. Das deutsch-österreichische Juli-Abkommen 1936“41 ist zentral für die Beschreibung der Folgen des Abkommens für die österreichische Politik 1936 bis 1938. Die Entstehung des Vertrags gibt sie dagegen leider nur oberflächlich wieder. Auf italienischer Seite ist vor allem der Historiker Ennio Di Nolfo im Rahmen dieser Arbeit zu nennen, da in seinen Aufsätzen die außenpolitischen Grundlinien des faschistischen Italiens am präzisesten wiedergegeben werden.42 Für Hitlers Außenpolitik muss in diesem Zusammenhang der US-Amerikaner deutscher Herkunft Gerhard L. Weinberg genannt werden, der mit seinem Buch „The foreign policy of Hitler’s Germany. Diplomatic revolution in Europe 1933-1936“43 eine genaue Untersuchung der Hitler’schen Außenpolitik der für den Zeitraum dieser Arbeit wichtigen Jahre lieferte und zudem mit der Entdeckung von Hitlers zweitem Buch einen wichtigen Beitrag in der Erforschung der außenpolitischen Konzeption Hitlers geleistet hat.  




  
1.3 Ziele und Aufbau der Arbeit





  Zwar sind somit schon viele Einzelaspekte des hier zu behandelnden Themas erforscht, doch fehlt eine übergreifende Darstellung des Zustandekommens des Juliabkommens von 1936. Welche Rolle spielte Österreich in den außenpolitischen Konzeptionen Hitlers und welche Rolle in der Außenpolitik des Dritten Reiches? Welche Strategie verfolgte das Italien Mussolinis und warum stimmte es im Jahr 1936 einem bilateralen Vertrag zwischen Deutschland und Österreich so vorbehaltlos zu, nachdem es zuvor jahrelang die Integrität und Souveränität Österreichs gegen Deutschland verteidigt hatte? Und was veranlasste, dass die Regierung Schuschniggs den Vertrag mit Deutschland mit seinen weitreichenden Implikationen nicht nur zu unterschreiben, sondern aktiv darum zu suchen bereit war, obwohl man um die ultimativen Zielsetzungen Hitlers wusste? All diesen Punkten soll die vorliegende Arbeit nachkommen, um dabei die Frage nach den Gedanken, Intentionen und außenpolitischen Strategien der Beteiligten hinter dem Juliabkommen nachvollziehen zu können. Um das Zustandekommen des Vertrages zu verstehen, muss man also mehrere Bereiche genau untersuchen: Die Österreichpolitik Hitler-Deutschlands, die geprägt war von innerer Einmischung und dem Ziel, die Alpenrepublik zu annektieren; die österreichische Außenpolitik der Jahre 1933-1936, die die Annäherung an Italien als effizientesten Weg der Verteidigung der Unabhängigkeit des Alpenstaates empfand; die italienisch-österreichischen Beziehungen des zu behandelnden Zeitraums und genauso das Verhältnis zwischen Italien und Deutschland und somit auch das der beiden Diktatoren Hitler und Mussolini, deren Annäherung ab 1935 erst das Juliabkommen ermöglichte. Der europäische Gesamtkontext der Vorkriegszeit darf dabei ebenso wenig übersehen werden, wie die österreichische Innenpolitik, zumindest dann, wenn ihre Rückwirkungen auch die Außenpolitik des Alpenstaates mitbestimmen sollten. Die hier vorliegende Arbeit wird diese Bereiche untersuchen und miteinander verknüpfen, um so die Entstehung des Juliabkommens einordnen zu können. 




  Dabei werden auch in der Forschung kontrovers diskutierte Fragen behandelt. So soll im dritten Kapitel Hitlers Verantwortlichkeit für den sogenannten „Juliputsch“ der österreichischen Nationalsozialisten vom 25. Juli 1934 erörtert werden. Neue Quellen lassen darauf schließen, dass Hitler selbst den Putsch zumindest duldete, wenn nicht sogar initiierte, um Österreich ‚gleichzuschalten‘, den unliebsamen Bundeskanzler Dollfuß zu entmachten und den Alpenstaat so für den Anschluss an Deutschland vorzubereiten. Ebenfalls werden in diesem Kapitel die Bemühungen von Bundeskanzler Dollfuß dargestellt, mit den österreichischen Nationalsozialisten zu einem Ausgleich zu gelangen. Die österreichische Außenpolitik wird im vierten Kapitel der Arbeit ausführlich beschrieben. Welche Wege konnte die österreichische Regierung, die nach der Ausschaltung des Parlaments im März 1933 zunehmend autoritär regierte, gehen, um die österreichische Unabhängigkeit gegen den aggressiv auftretenden Nachbarn aus dem Norden zu sichern? Auf welche ausländischen Mächte konnte sie dabei zählen, was waren dabei deren Motive für die Unterstützung Österreichs und wie weit waren diese Mächte bereit, Hitler entgegenzutreten, wenn er auf das Selbstbestimmungsrecht der Völker verwies und öffentlich betonte, dass eine „Idee nicht vor den Grenzpfählen eines Landes haltmachen wird“44 ? Unter Berücksichtigung der internationalen Lage von 1933 bis 1936 soll in der Arbeit gezeigt werden, dass für Österreich drei Wege möglich erschienen, seine Souveränität zu wahren: Den Weg über das System der kollektiven Sicherheit, sprich den Völkerbund und das Kollektiv der Staaten, allen voran Großbritannien und Frankreich, die als mächtigste Vertreter der Völkerbundidee galten. Dies schloss auch eine Kooperation mit drei Nachfolgestaaten des alten Habsburgerreiches, der Tschechoslowakei, Jugoslawien und Rumänien mit ein, die sich in der sogenannten Kleinen Entente zusammengeschlossen hatten und im engen Verbund mit Frankreich eine gezielt antirevisionistische Außenpolitik vertraten. Zweitens den Weg über die Anlehnung an einen mächtigen Staat, der ein Interesse und die Mittel hatte, die Unabhängigkeit Österreichs zu sichern und zu verteidigen. Für Österreich war dies Italien, da der Alpenstaat für Mussolini einen wichtigen Faktor für seinen Einfluss im Donauraum und in Südosteuropa darstellte. Doch was waren die Folgen der Anlehnung an den faschistischen Nachbarstaat, mit welchen Mitteln musste dessen Hilfe erkauft werden? Als Drittes kam auch der zwischenstaatliche, bilaterale Ausgleich mit Deutschland in Frage, wie er 1936 unter dann ungünstigsten Bedingungen für Österreich zu Stande kam. Schon seit dem Amtsantritt Hitlers gab es zwischen der österreichischen Regierung und den Nationalsozialisten in Österreich Gesprächskontakte und ein Ausgleich scheiterte oft nur an den überzogenen Forderungen des NS-Landesinspektors für Österreich, Theo Habicht. Die österreichische Regierung ging alle drei Wege – versuchte zumindest stellenweise, alle drei Wege zu gehen – um so die Unabhängigkeit Österreichs zu sichern. Doch innen- wie außenpolitische Gründe ließen für die österreichische Regierung die Alternative, in einem Bündnis mit Italien die Sicherung der Souveränität zu suchen, am attraktivsten erscheinen. Dass dies wiederum Mussolini innenpolitisch immensen Einfluss auf die Politik Österreichs gab und außenpolitisch den Weg einer internationalen Kooperation für die Unabhängigkeit Österreichs gegen den Willen Italiens nicht mehr zuließ, soll ebenfalls Thema dieser Arbeit sein. 




  Die Bestrebungen Italiens, die österreichische Unabhängigkeit zu wahren, waren dabei durchaus authentisch. Und bis zur Mitte des Jahres 1935 zeigte sich Österreich erfolgreich in dem von ihm am hartnäckigsten vertretenen Weg, der Anlehnung an Italien. Doch brachte der Zeitraum von 1933 bis 1936 eine Annäherung zwischen den beiden autoritär regierenden, faschistischen und nationalsozialistischen Diktatoren Hitler und Mussolini. Über den Ausbruch des italienischen Abessinienkrieges verließ Mussolini die Seite der Westmächte, Frankreich und Großbritannien, denen er im Laufe der Jahre 1934 und 1935 nahe gekommen war, und schwenkte auf einen Kurs zugunsten Berlins ein. Über die Kooperation im Spanischen Bürgerkrieg, der im Juli 1936 ebenfalls beginnen sollte, brachte diese Annäherung noch im Oktober 1936 einen Freundschaftsvertrag zwischen Italien und Deutschland und ließ Mussolini am 1. November 1936 in einer Rede einseitig die „Achse Berlin–Rom“ ausrufen.45 Wie kam diese Annäherung zu Stande, obwohl sich noch im Juli 1934 die Beziehungen beider Länder nach der Ermordung des österreichischen Bundeskanzlers, dessen Familie zu diesem Zeitpunkt bei Mussolini zu Gast war, auf dem Tiefpunkt befanden? Und was bedeutete diese Annäherung für Österreich, das sich in den Jahren zuvor hauptsächlich auf Italien verlassen hatte? Der Untersuchung der Beziehung zwischen Italien und Deutschland unter besonderer Berücksichtigung der Thematik Österreich widmet sich das fünfte Kapitel. Die Annäherung beider Länder soll im Zuge des italienischen Abessinienkrieges beschrieben und analysiert und ihre Implikationen für die Wahrung der österreichischen Unabhängigkeit beleuchtet werden.  




  Der zeitliche Rahmen der Arbeit reicht dabei von der Ernennung Adolf Hitlers zum Reichskanzler in Deutschland im Januar 1933, die die Außenpolitik Deutschlands gegenüber Österreich grundlegend ändern sollte, bis zum Abschluss des Juliabkommens am 11. Juli 1936. Dieser Vertrag sollte Deutschland weitgehende Einflussmöglichkeiten auf die österreichische Politik geben und somit den eigentlichen Anschluss im März 1938 vorbereiten. Nach dem Abschluss des Abkommens gab es für Österreich – in Anbetracht der Politik Frankreichs und Großbritanniens und der Annäherung zwischen Deutschland und Italien – kaum noch eine Möglichkeit, der Eingliederung in das Deutsche Reich langfristig zu entgehen. Deshalb endet die Arbeit mit dem Zustandekommen des Juliabkommens und mit der Beschreibung seiner Folgen für Österreich und Europa. Zu einem Zeitpunkt also, als sich immer mehr eine italienisch-deutsche Kooperation anbahnte und die österreichische Souveränität zwar auf dem Papier formal festgeschrieben, in Wahrheit jedoch untergraben wurde. Folgen und Implikationen des Juliabkommens werden im Schlusskapitel dieser Arbeit noch einmal näher betrachtet.




  Eingeleitet wird der Hauptteil der Untersuchung jedoch mit einem Blick auf die außenpolitischen Konzeptionen der beiden für die österreichische Unabhängigkeit wichtigsten europäischen Staaten: Italien und Deutschland. Wie gezeigt werden soll, spielte Österreich sowohl in der Konzeption Hitlers wie in der Mussolinis eine wichtige Rolle. Beide Diktatoren suchten den Einfluss ihrer Länder auf den Alpenstaat, um so in Südosteuropa die eigene Position auszubauen und die Region langfristig zu dominieren. Doch es geht in diesem Kapitel nicht nur um die Österreich-Konzeptionen, sondern um die generellen außenpolitischen Ziele und Taktiken der beiden Diktatoren und ihre gegenseitige Einschätzung. Diese außenpolitischen Überlegungen sind wichtig, weil sie ihr Handeln in den Jahren 1933 bis 1936 maßgeblich beeinflussten. Sei es im Falle Hitlers seine in Mein Kampf dargelegte Bündnispolitik für den großen europäischen Krieg oder für Mussolini seine außenpolitischen Grundziele, die die Grundlage seiner zwischen Revisionismus und Anti-Revisionismus schwankenden Außenpolitik im dargestellten Zeitraum und den Hintergrund seines Abessinienfeldzuges 1935/36 bildeten. Die außenpolitischen Grundgedanken beider Diktatoren zu kennen, ist Voraussetzung, um ihr Verhalten im europäischen Kontext der Jahre 1933 bis 1936 zu verstehen. 




  
2. Außenpolitische Konzeptionen





  „Die Interessen Italiens und Deutschlands kreuzen sich nicht. […] Unsere gemeinsamen Interessen sind in der Gegnerschaft zu Frankreich zu suchen, in dem gemeinsamen Gegensatz. Italien muß sich am mittelländischen Meer ausdehnen und kommt damit automatisch in den Gegensatz mit Frankreich. Italien braucht Afrika zum Auffüllen. Dann ist Italien ja Imperialist? Ja, Gott sei Dank, denn damit ist es Frankreichs Gegner. […] Frankreich ist auch unser Gegner. Wir aber müssen die Hand jedes Verbündeten ergreifen, von dem wir wissen, daß er Gegner Frankreichs ist.“46  




  Sucht man nach einem außenpolitischen Konzept des späteren Reichskanzlers Adolf Hitler, wird man in dessen früher Propagandaschrift Mein Kampf fündig. Schon 1925 legte er die Grundlinien seiner Ideenwelt und mit ihr die außenpolitischen Implikationen derselben dar und griff sie in dem 1928 geschriebenen zweiten Buch erneut auf, ohne diese groß zu verändern. Sie wurden zu Handlungsmotiv und Programmatik für den sich ab 1933 an der Macht befindenden Nationalsozialisten, bei dessen tatsächlicher Politik und seinen dargelegten Zielen sich „eine frappante Übereinstimmung zwischen Theorie und Praxis“47 zeigte. 




  
2.1 Hitler und das Auswärtige Amt





  So machte sich Hitler in Mein Kampf auch in Bezug auf Italien genaue Vorstellungen über dessen Rolle in Europa. Italien stünde vor einem ähnlichen Problem wie Deutschland: Es besäße zu wenig Raum für seine Bevölkerung, leide zudem unter einer geringen Anzahl an Bodenschätzen. Hitler schlussfolgerte, dass auch Italien früher oder später zur „Raumpolitik“ übergehen müsste. Während Deutschlands „Lebensraum“ im Osten läge, wäre für Italien der Mittelmeerraum das Ziel seiner Vergrößerung. Seine Expansion dort brächte es aber in den Gegensatz mit Frankreich, das in der „natürlichsten Gegnerschaft“ zu Italien stünde.48 Deutschland und Italien dagegen wären künftige Bündnispartner, da zwischen ihnen keine Interessengegensätze vorherrschten und beide Feinde Frankreichs wären. „Im Gegenteil, mit keinem Staat hat Deutschland vielleicht mehr gemeinsame Interessen als gerade mit Italien und umgekehrt.“49 Dieser Gedanke lässt sich schon 1920 in einer Rede Hitlers feststellen, ist also anfangs ein machtpolitischer.50 Mit der Machtübernahme der Faschisten 1922 kam jedoch eine ideologische Komponente hinzu: „Ein nationalsozialistisches Deutschland erst wird mit einem faszistischen [sic!] Italien den Weg zu einer letzten Verständigung finden […].“51 Den Triumph des Faschismus bezeichnete Hitler später als einen der „Wendepunkte der Geschichte“, Mussolini beschrieb er als genialen Staatsmann und „römischen Cäsaren“.52 Italien könnte man als Bündnispartner gewinnen, ohne dass mit einer sofortigen Kriegserklärung Frankreichs oder seiner Koalitionspartner gerechnet werden müsste – eine Konstellation, die Hitler im Falle eines Wiedererstarken Deutschlands besonders fürchtete.53 Um eine erneute außenpolitische Einkreisung wie vor dem Ersten Weltkrieg zu vermeiden, müsse man das Bündnis mit England und Italien suchen, so das Dogma der Hitler’schen Außenpolitik, eine Annäherung zwischen Frankreich und Italien müsse unbedingt vermieden werden. Italien war also – neben England – ein Eckpfeiler der Bündnisgedanken Hitlers.54  




  Wie passt nun die Frage nach dem Anschluss Österreichs in diesen Zusammenhang des natürlichen Bündnisses mit Italien, dessen Absicht, eine Vereinigung Deutschlands und Österreichs zu verhindern, sich schon in den 1920er Jahren abzeichnete. Hitler besaß einen ausgeprägten Hass auf die habsburgische Dynastie, das Festhalten an der Bindung zu Österreich stellte für ihn den Kardinalfehler des Deutschen Kaiserreiches dar, durch den es sich unnötige Feinde geschaffen hätte.55 Seine Feindseligkeit gegenüber dem Österreich der Habsburger übertrug sich auf die neugeschaffene Republik. Den österreichischen Eliten unterstellte er eine profranzösische Tendenz und sah die Gefahr, dass Österreich, durch Paris gelenkt, einen Keil zwischen Deutschland und Italien treiben könnte.56 Österreich war für Hitlers außenpolitische Zielsetzungen zentral, denn sollte es sich an Frankreich orientieren, so wäre die Gefahr groß, dass Italien als „möglicher Bundesgenosse auf unabsehbare Zeit für Deutschland endgültig ausscheidet und Frankreich damit immer mehr zum Herren der Geschicke Europas wird.“57 Ein Ausgleich mit Italien über den Alpenstaat besaß für Hitler also hohe Priorität und er hoffte, Italien mit einem Verzicht auf Südtirol zur Zustimmung des Anschlusses zu bewegen. Gegen den Widerstand seiner Anhängerschaft setzte er diesen Verzicht in den 1920ern durch, um so Italien später an seine Seite bringen zu können. Wird die Frage nach Österreichs Stellung in Hitlers erstem Buch von Mein Kampf noch mit Ausnahme der ersten Seite übergangen, heißt es in Hitlers zweitem Buch, Italien müsse für einen Anschluss sein, damit Österreich sich nicht an Frankreich orientierte. Durch die Preisgabe der Brennergrenze solle die nötige Nachgiebigkeit Italiens erreicht werden.58 Dies äußerte Hitler auch mehrmals italienischen Staatsmännern und Diplomaten gegenüber, so auch im direkten Gespräch mit Eugenio Morreale, dem Mussolini-Vertrauten und italienischem Presseattaché in Wien.59  




  Auch wenn sich die außenpolitische Konzeption Hitlers über die Jahre hinweg als realpolitisch maßgeblich herausstellen sollte, war der Reichskanzler nicht der einzige Einflussfaktor auf die Außenpolitik des Dritten Reiches. Das Auswärtige Amt erlebte zum Amtsantritt Hitlers im Januar 1933 kaum Umbesetzungen, auch der bisherige Außenminister Konstantin von Neurath blieb in seinem Amt.60 Daneben wurden jedoch NS-Konkurrenzstellen wie die Auslandsorganisation der NSDAP, das Amt Rosenberg oder die Dienststelle um Ribbentrop aufgebaut.61 Auf dem Gebiet der Außenpolitik fanden sich – zumindest in der Anfangszeit des Dritten Reiches – weite Überschneidungen zwischen den konservativ-nationalistischen und den nationalsozialistischen Konzeptionen. Im Mittelpunkt stand dabei die Revision des Versailler Vertrages durch Wiederaufrüstung und den Einsatz ökonomischer Mittel zur außenpolitischen Durchdringung anderer Länder. Doch ging das Auswärtige Amt nach dem Amtsantritt Hitlers über seine traditionellen revisionistischen Ansprüche hinaus. Symbolisch für diesen gemeinsamen Verständigungsboden stand die Rede Neuraths vor dem Reichskabinett am 7. April,62 die auf einem Memorandum des Staatssekretärs Bernhard von Bülows basierte.63 In dieser Rede sprach Neurath Forderungen nach der Rückgewinnung Elsaß-Lothringens, der Kolonien und des Anschlusses Österreichs aus. Auch wegen dieser Kongruenz der Ziele machte sich die Verwirrung um die eigentliche Entscheidungsgewalt im neuen NS-Staat außenpolitisch anfangs wenig bemerkbar. Über die Zeit hinweg ist jedoch eine Zurückdrängung des Einflusses des Auswärtigen Amtes im Dritten Reich, im Besonderen für Österreich, zu beobachten.64  




  Die Österreich-Frage war auch in der Zeit der Weimarer Republik ein wichtiger Faktor der deutschen Außenpolitik gewesen, doch war es vor allem die wirtschaftliche Durchdringung, die als zentrales Element in Verbindung mit dem Alpenstaat angesehen wurde. Ein eventueller Anschluss schien unrealistisch ob des Widerstands der europäischen Mächte und wurde daher in Deutschland auch nie mit der gleichen Vehemenz gefordert wie dies in Österreich der Fall war. Zudem hatte die Anschlussfrage nicht das Maß an nationaler Aufladung erfahren, welches es später in der NS-Außenpolitik hatte. Nachdem 1931 das Projekt einer Zollunion am Widerstand der westlichen Mächte gescheitert war und die Gewährung der Lausanner Anleihe für Österreich 1932 eine Erneuerung der Genfer Protokolle von 1922 samt dem Anschlussverbot mit sich brachte, traten eventuelle Pläne darüber endgültig in den Hintergrund.65  




  Ein weiterer wichtiger Akteur in der Frage der deutsch-italienischen Annäherung war der deutsche Botschafter in Rom, Ulrich von Hassell.66 1881 geboren und aus altem hannoverschen Adelsgeschlecht stammend, galt er als nationalkonservativ und Anhänger preußischer Tugenden. Für ihn lag der Schlüssel zum Wiedererstarken Deutschlands in einer „aktiven deutschen Politik im Südosten auf der Grundlage einer engen Fühlung mit Italien und Ungarn.“67 Hassell betonte vermehrt die Notwendigkeit einer Absprache mit Italien im Balkanraum: Italien würde sich die Einflusssphäre auf dem Balkan viel lieber mit Deutschland teilen als mit Frankreich, dessen Vormachtstellung in Europa unter Mitwirkung Italiens zermürbt werden sollte.68 Hitler und seiner aggressiven Außenpolitik am Rande des Kriegsausbruchs stand Hassell kritisch gegenüber, für die Jahre 1933 bis 1936 war er trotzdem eine der zentralen Figuren in der Annäherung Hitlers und Mussolinis, da er durch seine guten Kontakte der Verständigung Vorschub leistete. In Konflikt geriet er dabei auch mit dem Auswärtigen Amt. Außenminister von Neurath bezeichnete den Anschluss Österreichs als „oberste Priorität“ und war sogar bereit eine offizielle Erklärung abzugeben, die das deutsche Desinteresse an Südosteuropa bekunden und Italiens Vorherrschaft im Donauraum akzeptieren sollte. Hassell sprach sich im Gegensatz dazu für eine Zurückstellung der Österreichfrage aus. Er wusste um das Konfliktpotenzial der Angelegenheit. Zuerst sollte eine Vertrauensbasis zwischen den beiden Diktatoren gelegt werden, die Kardinalfrage Österreich sollte dafür vorläufig herausgehalten werden.69 Dem lag eine unterschiedliche Auffassung über das Machtpotenzial Italiens zugrunde. Während Hassell von einem sehr hohen Einflussfaktor Italiens ausging, schätzte Neurath Italien als vergleichsweise schwachen Staat im europäischen Mächtekonzert ein. 




  
2.2 Mussolini und das faschistische Italien





  Anders als Hitler hatte Mussolini und seine Partito Nazionale Fascista kein festgelegtes außenpolitisches Programm, keine Zielsetzungen, wie sie Adolf Hitler in Mein Kampf formuliert hatte, bevor sie 1922 in Italien an die Macht kamen.70 Vielmehr nahm Mussolini in den Jahren vor seiner Machterlangung vieles an Forderungen auf, die ihn bei der Bevölkerung punkten ließen. Er war einer der Hauptverfechter des Mythos vom vittoria mutilata, des Verstümmelten Sieges. Gleichzeitig bediente er sich bei alten imperialen Forderungen des Nationalismus und spitzte diese weiter zu. Vier Grundziele lassen sich in der Außenpolitik Italiens unter Mussolini feststellen: Die Absicht, Italien eine autonome Außenpolitik zu geben und als Großmacht agieren zu lassen, den Aufbau eines imperialen Kolonialreichs, den Drang auf den Donau-Balkan-Raum und die Veränderung des europäischen Mächtesystems, vor allem der Entente, zu Gunsten Italiens.71 Die Grundziele bildeten ein Programm, welches sich „durch erbitterten Nationalismus, Expansionismus und eine sozial-darwinistisch gerechtfertigte Bereitschaft zur Gewaltanwendung auszeichnete und das innenpolitisch eine stark integrative Wirkung ausübte“.72 Während die frühe Phase des Faschismus hauptsächlich der Konsolidierung im Inneren dienen sollte und musste, sollten langfristig in einem endlich konsolidierten Staat außenpolitische Interessen durchgesetzt werden, nämlich die machtpolitische Ausdehnung.73 Ein wichtiger Punkt bei der grundsätzlichen Bewertung von Mussolinis außenpolitischer Konzeption ergibt sich aus dem bereits Gesagten: Das Dynamische überwog gegenüber dem Statischen, Abwartenden. Statt eines festgelegten langfristigen Programms hatte die Außenpolitik Mussolinis Grundziele, die es zu erreichen galt, und zwar auch unter der Preisgabe bisheriger Prämissen.74  




  Der Donau- und Balkanraum war ein Hauptfeld des außenpolitischen Revisionismus Italiens, wobei es Mussolini vorerst nicht um territoriale Zugewinne ging, da diese wohl nur in einem Krieg zu erreichen gewesen wären, sondern um finanz- und machtpolitischen Einfluss. Ging man anfangs noch auf einen Ausgleichskurs mit dem neu entstandenen Jugoslawien, änderte sich das ab Mitte der 1920er Jahre. Italien etablierte durch den Tiranapakt von 1926 und 1927 eine Vorherrschaft über Albanien, schloss mit dem revisionistischen Ungarn 1925 einen Freundschaftsvertrag und begann separatistische Gruppen in Jugoslawien zu unterstützen. Jugoslawien antwortete mit dem französisch-jugoslawischen Beistandspakt vom Dezember 1927, der Italien in einen Gegensatz zu Frankreich brachte. Das Machtvakuum in Südosteuropa, das durch den Zerfall Österreich-Ungarns entstanden war, versuchte Frankreich mit der Formung der Kleinen Entente aus Tschechoslowakei, Rumänien und Jugoslawien auszufüllen und sich so politischen Einfluss in diesem Gebiet zu sichern. Dieses Bündnis war hauptsächlich gegen Ungarn gerichtet, das durch die Pariser Vorortverträge auf einen Kleinstaat zusammengeschrumpft worden war. Ungarische Minderheiten gab es in allen drei Staaten der Kleinen Entente, was eine Zusammenarbeit der Entente mit dem revisionistischen Ungarn nahezu unmöglich machte. Die Lage in Südosteuropa war daher höchst instabil. Ungarn suchte nach einer Großmacht, die bereit war, an seiner Seite eine Totalrevision durchzuführen, und formulierte Mitte der Zwanziger Jahre den Gedanken, in einem Bündnis mit Österreich, Italien und Deutschland eben diese zu erreichen.75 Eine Kooperation mit Berlin lehnte Italien zu diesem Zeitpunkt noch ab.76 Stattdessen versuchte man in Rom durch ein Bündnis mit Ungarn und eine Einbeziehung Österreichs und eine Annäherung an Bulgarien, Rumänien und Griechenland eine Vormachtstellung in Südosteuropa aufzubauen. Mussolinis Forderung, die Pariser Friedensverträge zu revidieren77 , war Teil des Risikospiels, mit dem sich Mussolini an die Spitze der revisionistischen Länder in Europa setzen und eine Stabilisierung der europäischen Politik verhindern wollte. Dies geschah mit dem Ziel, sich als Vertreter der an einer Änderung der Verträge interessierten Staaten zu etablieren und in Europa als Vermittler auftreten zu können.78  




  Mussolini sah Deutschland als „die Achse, um die herum sich alles dreht“.79 Der italienische Diktator hielt Deutschland für die potentiell stärkste Macht in Europa und war sich daher sicher, dass die Zukunft Europas von der Entwicklung Deutschlands abhängen würde. Er begrüßte den revisionistischen Grundgedanken, der in weiten Teilen der Bevölkerung, ebenso wie der politischen Klasse vorherrschte und der von nationalistischen Strömungen besonders heftig vertreten wurde. Kontakte zu rechten Kreisen in Deutschland bestanden schon seit den frühen 1920er Jahren. Diese Kontakte wurden über die Jahre hinweg ausgebaut und äußerten sich in geheimer bis hin zu offener Unterstützung der Gruppen in Deutschland durch Finanzzahlungen und Waffenlieferungen.80 Am nächsten stand Mussolini dabei dem Stahlhelm; gegenseitige Besuche von hochrangigen Partei- und Stahlhelmmitgliedern bezeugten das gute Verhältnis. Dies änderte sich im Herbst 1931, als man auf Seiten Italiens vermehrt begann, in Deutschland auf die nationalsozialistische Karte zu setzen. Spielten Hitler und der Nationalsozialismus bis dahin im Konzept Mussolinis nur eine geringe Rolle, sah man nach dem Erfolg der NSDAP bei der Reichstagswahl im September 1930 in ihr einen ernstzunehmenden Faktor deutscher Politik. Die Annäherung erfolgte nun rascher und erlebte im Mai 1931 mit dem Besuch Görings in Rom einen ersten Höhepunkt.81  




  Mussolini, der 1932 auch das Amt des Außenministers übernahm, verfolgte die Situation Anfang der 1930er Jahre in Deutschland aufmerksam. Gegenüber dem neuen, rechtsgerichteten ungarischen Ministerpräsidenten Gömbös sagte er, dass die Machtergreifung Hitlers nur noch eine Frage von Wochen, bestenfalls von Monaten sei, und dass sie das Kräfteverhältnis in Europa von Grund auf verändern werde. Mussolini ging davon aus, dass spätestens 1938 ein neuer Krieg über Europa hereinbrechen würde.82 Seine realistische Lageeinschätzung über die Ziele Hitlers erlaubten Mussolini die Aufstellung eines außenpolitischen Planes für die nächsten Jahre. Dieser sah vor, Deutschland bei seiner kommenden Aufrüstung gegen jeglichen Druck der europäischen Mächte zu unterstützen, um die Länder Europas, allen voran Frankreich und Deutschland, in einen Gegensatz zu stürzen. Diesen wollte Mussolini nutzen, um eine Vermittlerposition in Europa einzunehmen und so Zugeständnisse von den Westmächten für Italiens Expansion in den Mittelmeerraum und nach Afrika, wie einer Eroberung Abessiniens oder den Ausbau des wirtschaftlichen und politischen Einflusses im Donauraum und auf dem Balkan, zu erlangen.83 Wie diese Arbeit zeigen soll, gelang es Mussolini sehr gut, eine solche Verhandlungsposition bis 1935 einzunehmen – bis er sich ab 1936 eben doch begann, für eine Seite zu entscheiden, von der es mit der Zeit immer schwieriger wurde, wieder abzurücken: die Seite Hitler-Deutschlands.84  




  Unter dem Blickwinkel des Vermittelns und der Äquidistanz zu den europäischen Großstaaten, der Strategie des sogenannten ‚Zünglein an der Waage‘ oder ‚peso determinante‘85 , waren auch der Vorschlag und die Verhandlungen zu dem sogenannten Viermächtepakt zwischen Frankreich, Deutschland, Großbritannien und Italien zu sehen. Mussolini lancierte ihn Anfang 1933; er wurde jedoch nur paraphrasiert und nie ratifiziert. Es ging dem italienischen Duce hierbei weniger um konkrete Ergebnisse, sondern darum, in der Rolle des Vermittlers und als ‚Bändiger‘ Deutschlands aufzutreten, für den faschistischen Block sprechen zu können und sich gleichzeitig den Westmächten als ehrlicher Makler zu präsentieren – und dafür Zugeständnisse vornehmlich bei seinen Kolonialunternehmungen zu bekommen.86 Weiterhin stand hinter dem Plan die Idee, Deutschland eine Ruhepause zu verschaffen. Mussolini wollte es gegen Interventionsdruck von außen abschirmen und so die Umwälzung der Weimarer Republik und den Aufbau des Faschismus absichern. Wäre es zum damaligen Zeitpunkt zu einem englisch-französischen Eingreifen in Deutschland gekommen, beispielsweise über Sanktionsdrohungen und Interventionsdruck, wäre Italien zur Stellungnahme und Wahl gezwungen worden und hätte die von Mussolini angestrebte Mittlerposition aufgeben müssen.87  




  Der Machterlangung Hitlers sah Mussolini mit „bangender Erwartung“88 entgegen. Seine Freude über den Sieg einer dem Faschismus ähnlichen Ideologie war echt, doch vielmehr als einen ideologischen Bündnispartner sah Mussolini in Hitler eine ständige Gefahr für Frankreich, da durch ihn das revisionistische Streben Deutschlands noch viel stärker werden, und dadurch das Gewicht Italiens im internationalen Bereich weiter wachsen würde.89 Ein grundsätzliches revisionistisches Streben Deutschlands war Mussolini recht, doch fürchtete er Anfang der 1930er ein Wiedererstarken des deutschen Einflusses in Südosteuropa und auf Österreich. Gegenüber dem Anführer der österreichischen Heimwehr, Starhemberg, der ihm politisch nahe stand, äußerte er im Juni 1932, dass Österreich nicht in ein Großdeutschland inkorporiert werden dürfe, da sonst Italien 1915 bis 1918 vergebens um die Adria gekämpft hätte.90  




  „An ,Anschluss‘ with Germany must never be permitted, nor a union either. […] I have told you already Austria must survive and as an Austrian, not a German land. […] Politically, Austria is necessary to the maintenance of Europe. The day that Austria falls and is swallowed up by Germany will mark the beginning of European chaos.“91  




  Schon 1925 erklärte Mussolini gegenüber dem französischen Botschafter in Rom:




  „M. Mussolini m’a parlé de la question d’Autriche. Il craint par-dessus tout le rattachement de l’Autriche avoir Reich et il m’a dit avoir prévenu formellement l’Ambassador d’Allemagne que l’Italie ne le tolèrerait jamais et s’y opposerait par tous les moyens.“92  




  Das Interesse Italiens an Österreich war eng mit Italiens Interessen im Donau- und Balkanraum verknüpft. Über den Einfluss in Österreich sollte ein Ausgreifen Deutschlands in diesen Raum verhindert und die eigene Stellung gesichert werden:




  „For us a Pan-German solution of the Danubian question is as little acceptable as a Pan-Slav one. The Danube Basin is our European hinterland. That is why we seek a firm position there. Without it, we shall be forced to play the insignificant role of a peninsula on the periphery of Europe. We might even be pushed to Africa. Hence my warm interest in the development of Austria and Hungary.“93  




  Diese Aussagen zeigen, dass sich in der italienischen außenpolitischen Konzeption neben den dynamischen, revisionistischen eben auch konservative, antirevisionistische Elemente finden lassen, wenn es um den Schutz der eigenen, durch die Pariser Vorortverträge hinzugewonnenen Einflusszonen oder die Unabhängigkeit Österreichs ging.94 Dieser Widerspruch zwischen den beiden Elementen ist eine Ursache für das von Mussolini so oft gezeigte charakteristische Doppelspiel seiner Außenpolitik, also schon in seinen außenpolitischen Grundgedanken angelegt. 




  Der Schutz Österreichs war dabei nie ein Hauptziel der italienischen Politik. Vielmehr war der italienische Einfluss auf Österreich neben dem Schutz, den er vor deutschen Bemühungen im Balkanraum gewährte, ein Mittel zum Zweck für Mussolini, ein Mittel, um Zugeständnisse zu gewinnen und Druck auf Frankreich und Großbritannien auszuüben, denen Mussolini bis 1935 trotz seiner Vermittler-Ambitionen näher stand als Hitler-Deutschland. Tatsächlich verband sich der Gedanke der Verteidigung der österreichischen Unabhängigkeit schon seit 1925 mit der Forderung nach einem imperialen Ausgleichsgebiet als Konzession. Der italienische Botschafter in Paris ließ den französischen Außenminister Briand 1925 Folgendes wissen:




  „Damit Italien bei der friedlichen Rekonstituierung Europas mitarbeiten kann, braucht es für seine wachsende Bevölkerung angemessene Absatzgebiete und Rohstoffversorgung. Es war daher unentbehrlich, unsere Aspiration auf ein koloniales Herrschaftsgebiet in Afrika, das bevölkert und wirtschaftlich abgewickelt werden konnte, in die notwendige Erwägung zu ziehen.“95  




  Um weiterhin antirevisionistisch gegen Deutschland aufzutreten – und die Verteidigung der österreichischen Unabhängigkeit war hier wohl der vorläufig wichtigste Punkt – verlangte Mussolini also die Verwirklichung seines kolonialen Grundziels und die Unterstützung der Entente-Mächte bei seinen imperialen Plänen.96 Es war dieser Zwiespalt zwischen Revisionismus und Antirevisionismus, dem die Wahrung der österreichischen Unabhängigkeit zum Opfer fiel, als die instabile Front der Stresa-Staaten über den Abessinienkrieg Italiens zerfiel und Mussolini dazu überging, Deutschland gegenüber Konzessionen zu machen, um seine eigenen – höher gestellten – imperialistischen Ziele zu erreichen. Als Mussolini gezwungen war, sich zu entscheiden, war es die Wahrung der österreichischen Unabhängigkeit, die er als erstes fallen ließ, da sie das Geringste seiner außenpolitischen Ziele darstellte. 




  Unter dem Zeitdruck der oben erwähnten günstigen europäischen Konstellation stehend, war der Regierungswechsel in Ungarn im September 1932 für Mussolini das Zeichen, seine Bemühungen im Donauraum zu intensivieren. Mit der autoritären Rechtsregierung unter Ministerpräsident Gömbös an der Macht, wollte er die österreichische Regierung dazu bringen, ihren Widerstand gegen ein engeres Wirtschaftsbündnis mit Ungarn und Italien aufzugeben.97 Der österreichische Bundeskanzler Dollfuß war zwar bereit, seine wirtschaftlichen Beziehungen mit beiden Staaten auszubauen, doch das formelle Schaffen eines Vertragswerks konnte er wegen der außenpolitischen Probleme, die dieser Schritt in der Beziehung zu Deutschland ausgelöst hätte, nicht veranlassen.98 Tatsächlich machte man sich in der deutschen Außenpolitik wenig Sorgen über die Pläne, die in erster Linie gegen den deutschen Einfluss im Donauraum gerichtet waren, da man um den Fokus der österreichischen Außenpolitik auf Deutschland wusste.99 Folgerichtig kam es nicht zur von Italien geplanten Zollunion, jedoch zum Abschluss einiger Handelsverträge im Stile der sogenannten Brocchi-Verträge, die eine Grundlage für spätere Verträge bilden würden.100  




  Auch wenn die Pläne einer Zollunion sich vorerst nicht realisieren ließen, blieb der Balkanraum für Italien ein wichtiges Interessengebiet. Gleichzeitig zu einem Angebot an Paris, sich über Jugoslawien zu verständigen101 , fand auch ein intensives Sondieren der deutsch-italienischen Interessen statt. Gegenüber dem deutschen Botschafter von Hassell erörterte Mussolini einen Plan einer deutsch-italienische Kooperation im Donaubecken und eine Aufteilung des Gebietes in getrennte Einflusszonen. Dies stellte eine schon länger diskutierte Idee der italienischen Ministerien dar, die mehrere Ziele verfolgte. Man wollte einmal den befürchteten deutschen ‚Drang nach Südosten‘ abmildern, indem man ihn in einer Kooperation zähmte, und den vor allem für die Zukunft befürchteten wirtschaftlichen Vorteil, den sich das mächtigere Deutschland in diesem Raum erwerben könnte, partiell außer Kraft setzen. Man erkennt hieran: Mussolini sah in Deutschland einen Konkurrenten um die Vorherrschaft in Südosteuropa. Aus diesem Rivalitätsverhältnis heraus wollte er Einflusszonen und Machtbereiche abgrenzen.102  




  
3. Deutschland und Österreich 1933/34





  „Österreich ist die Schlüsselstellung im Herzen Europas. Wer Österreich besitzt, beherrscht Mitteleuropa.“103  




  Nicht nur die Aussagen Hitlers in Mein Kampf lassen darauf deuten, dass Österreich Hitlers erstes Beuteziel gewesen war. Wie bereits gezeigt, waren es nicht nur ideologische, sondern vor allem machtpolitische Gründe, die Hitler zuerst auf Österreich blicken ließen104 : Er wusste, dass im Zuge einer Expansion Deutschlands ein Anschluss Österreichs international noch die wenigsten Komplikationen auslösen würde, ganz im Gegensatz zu einem Anschluss von Teilen Polens oder der Tschechoslowakei, deren Annexion ebenfalls ein Teil seiner Lebensraum-Ideologie war. Nach außen hin verschleierte Hitler sein eigentliches Ziel, wie er es in Mein Kampf dargelegt hatte. Als der italienische Unterstaatssekretär des Äußeren Fulvio Suvich im Dezember 1933 auf Staatsbesuch in Berlin weilte, teilte Hitler ihm sein Desinteresse an einem Anschluss Österreichs mit. Dies hätte vor allem finanzielle Hintergründe,  




  „da Österreich allein überhaupt nicht lebensfähig sei und stets ein Zuschußland bleiben werde. Er habe daher von jeher den Standpunkt vertreten, daß Deutschland und Italien gemeinsam sich Österreich annehmen müßten […]. Schon aus dem Grunde, weil weder Deutschland noch Italien wünschen könnten, daß Österreich etwa eine Brücke zwischen Polen, Tschechen und Jugoslawen bilde, müßten Deutschland und Italien sich über ihre Beziehungen zu Österreich verständigen“105  




  Als Voraussetzung für eine gemeinsame Lösung brachte er Neuwahlen ins Spiel, beschwichtigte aber, „es komme gar nicht darauf an, daß in einem künftigen Kabinett nur Nationalsozialisten“ säßen, „alle national und gut gesinnten Kreise“ seien für eine Regierungsbildung heranzuziehen.106
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